
 

 

 

Dezernat III 
Sozialamt 
Frau Henriksen, Tel. 2787 
Bremerhaven, 14.01.2014 

  
 
 
Vorlage Nr.III/4/2014  
für den Magistrat 

Anzahl Anlagen: 2 

 
 
 
 

Zuwanderung von EU-Bürger/innen aus Osteuropa 
 
 

A Problem 
Die Bremische Bürgerschaft (Landtag) hat am 16.Mai 2013 den als Anlage 1 im beigefügten 
Bericht dargestellten Beschluss zum o. g. Thema gefasst.  
Der Senat hat den Beschluss am 21. Mai 2013 zur weiteren Veranlassung an alle Senatsres-
sorts unter Federführung der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen überwiesen. 
 

B Lösung 
In Umsetzung des o. g. Beschlusses hat eine Arbeitsgruppe der Staatsräte der beteiligten Res-
sorts am 15.4.2013, am 17.6.2013 und am 4.11.2013 getagt, einen Berichtsentwurf erstellt so-
wie Maßnahmen entwickelt und eingeleitet, über die in der Anlage berichtet wird. Das Dezernat 
III und der Direktor der Ortspolizeibehörde haben für die Stadt Bremerhaven an der Arbeits-
gruppe der Staatsräte mitgewirkt. Der Entwurf in der durch die Ämter der Stadt Bremerhaven 
ergänzten Version enthält grundlegende politische Aussagen, die einer Beschlussfassung durch 
den Magistrat bedürfen. 
 

C Alternativen 
Keine. 
 

D Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen 
Die durch die Maßnahmen entstehenden Mehrkosten sind innerhalb der Haushalte der Dezer-
nate dargestellt.  
Soweit geschlechterspezifische Daten vorliegen, werden diese dargestellt. 
 

E Beteiligung / Abstimmung 
Der Antwortentwurf wurde von den beteiligten Ressorts in Bremen gemeinsam erarbeitet und ist 
unter ihnen abgestimmt. In Bremerhaven wurden die Ämter 53, 40, 51, 83, die OPB und das 
Jobcenter beteiligt. Die Vorlage wurde von den beteiligten Ämtern ergänzt (Anlage 2). Die Än-
derungen sind hervorgehoben. 

 

F Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem BremIFG 
Einer Veröffentlichung über das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts entge-
gen. 
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G Beschlussvorschlag 
Der Magistrat nimmt den anliegenden Berichtsentwurf der Staatsräte-Arbeitsgruppe vom 
08.01.2014 mit den Ergänzungen durch die Fachämter des Magistrates zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
Klaus Rosche 
Dezernent 
 
Anlage 1: Antrag der Fraktionen 
Anlage 2: Senatsvorlage 
 
 


